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§ 1 Errichtung von Betriebsräten

In Betrieben mit in der Regel mindestens fünf ständigen wahlberechtigten Arbeitnehmern, von denen drei wählbar sind, werden Betriebsräte gewählt.

§ 4 Nebenbetriebe und Betriebsteile

Betriebsteile gelten als selbständige Betriebe, wenn sie die Voraussetzungen des § 1 erfüllen und

1. räumlich weit vom Hauptbetrieb entfernt

oder

2. durch Aufgabenbereich und Organisation eigenständig sind.

Soweit Nebenbetriebe die Voraussetzungen des § 1 nicht erfüllen, sind sie dem Hauptbetrieb zuzuordnen.
§ 1 Einrichtung von Betriebsräten

(1) In Betrieben mit regelmäßig drei oder mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, von denen mindestens eine oder einer wählbar sein muß, werden zur Vertretung der Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insbesondere gegenüber dem Arbeitgeber Betriebsräte gewählt.

(2) Als Betrieb gilt grundsätzlich der auf räumlicher Verbundenheit von Arbeitsplätzen oder Arbeitsstätten, sozialer Verbundenheit sowie insbesondere miteinander verknüpften Arbeitsabläufen beruhende Tätigkeitszusammenhang von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Räumliche Verbundenheit liegt auch dann vor, wenn die Kommunikation oder der Tätigkeitszusammenhang gemäß Satz 1 zwischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und / oder Arbeitgeber gewährleistet ist und bei wertender Gesamtbetrachtung der Gesichtspunkt räumlich-geographischer Nähe hinter die übrigen Merkmale zurücktritt.

(3) Ein Betrieb liegt auch dann vor, wenn dieser mehreren Unternehmen gehört und die Voraussetzungen des Abs. 2 vorliegen (Gemeinschaftsbetrieb); gehören die beteiligten Unternehmen zu einem Konzern, wird vermutet, daß diese einen Gemeinschaftsbetrieb haben.

(4) Wird ein Unternehmen real geteilt oder gespalten, ohne daß sich die Organisation seines Betriebes oder seiner Betriebe grundlegend ändert, bestehen die Betriebe des Unternehmens fort.
Hinweis: Der DGB-Vorschlag ersetzt die §§ 1 und 4 BetrVG

Abs. 2 ist in seinem Wortlaut „Soziale Verbundenheit" zu unbestimmt und dürfte daher die Anwendung der grundsätzlich zu begrüßenden Bestimmung erheblich erschweren.

Für Abs. 3 wäre es sinnvoller, den 2. Halbsatz in etwa wie folgt zu formulieren:

„Gehört ein Betrieb mehreren Unternehmen innerhalb eines Konzerns, so wird vermutet ...„







§§ 1a, 2: sinnvoll

§ 3: mögliche Änderung





§ 5 Arbeitnehmer

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten.

(2) Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht
1.in Betrieben einer juristischen Person die Mitglieder des Organs, das zur gesetzlichen Vertretung der juristischen Person berufen ist;

2.die Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft oder die Mitglieder einer anderen Personengesamtheit, soweit sie durch Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung der Personengesamtheit oder zur Geschäftsführung berufen sind, in deren Betrieben;

3.Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern vorwiegend durch Beweggründe karitativer oder religiöser Art bestimmt ist;

4.Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, sittlichen Besserung oder Erziehung beschäftigt werden;

5.der Ehegatte, Verwandte und Verschwägerte ersten Grades, die in häuslicher Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber leben.

(3) 1 Dieses Gesetz findet, soweit in ihm nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, keine Anwendung auf leitende Angestellte. 2 Leitender Angestellter ist, wer nach Arbeitsvertrag und Stellung im Unternehmen oder im Betrieb

1.zur selbständigen Einstellung und Entlassung von im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt ist oder

2.Generalvollmacht oder Prokura hat und die Prokura auch im Verhältnis zum Arbeitgeber nicht unbedeutend ist oder

3.regelmäßig sonstige Aufgaben wahrnimmt, die für den Bestand und die Entwicklung des Unternehmens oder eines Betriebs von Bedeutung sind und deren Erfüllung besondere Erfahrungen und Kenntnisse voraussetzt, wenn er dabei entweder die Entscheidungen im wesentlichen frei von Weisungen trifft oder sie maßgeblich beeinflußt; dies kann auch bei Vorgaben insbesondere auf Grund von Rechtsvorschriften, Plänen oder Richtlinien sowie bei Zusammenarbeit mit anderen leitenden Angestellten gegeben sein.

(4) Leitender Angestellter nach Absatz 3 Nr. 3 ist im Zweifel, wer

1.aus Anlaß der letzten Wahl des Betriebsrats, des Sprecherausschusses oder von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer oder durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung den leitenden Angestellten zugeordnet worden ist oder

2.einer Leitungsebene angehört, auf der in dem Unternehmen überwiegend leitende Angestellte vertreten sind, oder

3.ein regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt erhält, das für leitende Angestellte in dem Unternehmen üblich ist, oder,

4.falls auch bei der Anwendung der Nummer 3 noch Zweifel bleiben, ein regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt erhält, das das Dreifache der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreitet.
§ 5 Arbeitnehmer

(1) Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer persönlich für andere Dienste leistet, ohne aufgrund freiwillig übernommenen Unternehmerrisikos mit eigenem Kapital und eigener Organisation selbständig am Markt aufzutreten. Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer ist auch die oder der zu ihrer oder seiner Ausbildung Beschäftigte, auch wenn die Ausbildung in einer außer- oder überbetrieblichen Ausbildungsstätte erfolgt, selbst wenn dort ausschließlich oder überwiegend Ausbildung durchgeführt wird.

(2) Kann jemand nicht im wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen (persönliche Abhängigkeit), ist er oder sie Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer (unwiderlegbare Vermutung). Arbeitet jemand ohne eigene Mitarbeiter oder ohne eigenes Kapital oder in wirtschaftlicher Abhängigkeit für einen anderen, so wird vermutet, daß sie oder er Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist.

Wirtschaftliche Abhängigkeit liegt insbesondere vor, wenn jemand überwiegend für einen anderen Dienste leistet.

(3) Arbeitnehmerin, Arbeitnehmer sind auch in Heimarbeit oder Telearbeit Beschäftigte sowie arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne von § 12a TVG, sofern die Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 erfüllt sind.

(4) Als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetztes gelten nicht:

1. Personen, die von einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrages, allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans, zu deren Vertretung oder zur Geschäftsführung berufen wurde.

2. Personen, deren Beschäftigung ausschließlich durch Beweggründe religiöser Art bestimmt ist;

3. Personen, die ausschließlich zu ihrer Heilung, sittlichen Besserung oder Erziehung beschäftigt werden;

4. der Ehegatte, Verwandte und Verschwägerte ersten Grades, die in häuslicher Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber leben.

(5) Als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten ferner nicht Personen, die

1. zur selbständigen Einstellung und Entlassung der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer berechtigt sind oder 

2. Generalvollmacht oder Prokura haben, soweit sie im Innenverhältnis zum Arbeitgeber nicht eingeschränkt ist, oder

3. auf der ersten Führungsebene oder Delegationsstufe dem in Abs. 2 Nrn. 1 und 2 bezeichneten Personenkreis nachgeordnet sind und umfassende Unternehmeraufgaben selbständig und eigenverantwortlich erfüllen, soweit sie dabei in einen Interessengegensatz zum Betriebsrat und den Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern geraten.
Die Bestimmung läßt sich wegen der komplexen Materie wohl nicht einfacher formulieren. 

Nach dem zweiten Hinsehen ist sie durchaus präzise gefasst.









§ 6: sinnvoll

§§ 7 (und 8), 9: in Ordnung





§ 10 Vertretung der Minderheitsgruppen

(1) Arbeiter und Angestellte müssen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebsrat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei Mitgliedern besteht.
(2) Die Minderheitsgruppe erhält mindestens bei 
bis zu 50 Gruppenangehörigen 1 Vertreter,
 51 bis  200 Gruppenangehörigen 2 Vertreter,
 201 bis  600 Gruppenangehörigen 3 Vertreter,
 601 bis 1000 Gruppenangehörigen 4 Vertreter,
1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 5 Vertreter,
3001 bis 5000 Gruppenangehörigen 6 Vertreter,
5001 bis 9000 Gruppenangehörigen 7 Vertreter,
9001 bis15000 Gruppenangehörigen 8 Vertreter,
über 15000 Gruppenangehörigen 9 Vertreter.
(3) Eine Minderheitsgruppe erhält keine Vertretung, wenn ihr nicht mehr als fünf Arbeitnehmer angehören und diese nicht mehr als ein Zwanzigstel der Arbeitnehmer des Betriebs darstellen.
§ 10 Vertretung der Minderheitsgruppen

Arbeiter und Angestellte müssen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebsrat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei Mitgliedern besteht. Die Verteilung der Betriebsratssitze auf die Gruppen kann abweichend von Satz 1 geregelt werden, wenn beide Gruppen dies vor der Wahl in getrennten und geheimen Abstimmungen mit Mehrheit der Abstimmenden beschließen.
Geht in die richtige Richtung, vielleicht sollte die Unterscheidung Arbeiter und Angestellte ganz beseitigt werden.







§ 11, 12, 13, 14: in Ordnung, die Unterscheidung Angestellte und Arbeiter sollte jedoch überdacht werden.

§ 14 a: sinnvoll, die Vorschrift gehört systematisch in großen Teilen in die Wahlordnung (dies ist jedoch nur redaktionell)

§ 15: mögliche Änderung





§ 16 Bestellung des Wahlvorstands

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Betriebsrat einen aus drei Wahlberechtigten bestehenden Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. Der Betriebsrat kann die Zahl der Wahlvorstandsmitglieder erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erforderlich ist. Der Wahlvorstand muß in jedem Fall aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen. Für jedes Mitglied des Wahlvorstands kann für den Fall seiner Verhinderung ein Ersatzmitglied bestellt werden. In Betrieben mit Arbeitern und Angestellten müssen im Wahlvorstand beide Gruppen vertreten sein. In Betrieben mit weiblichen und männlichen Arbeitnehmern sollen dem Wahlvorstand Frauen und Männer angehören. Jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann zusätzlich einen dem Betrieb angehörenden Beauftragten als nicht stimmberechtigtes Mitglied in den Wahlvorstand entsenden, sofern ihr nicht ein stimmberechtigtes Wahlvorstandsmitglied angehört.

(2) Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, so bestellt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft; Absatz 1 gilt entsprechend. In dem Antrag können Vorschläge für die Zusammensetzung des Wahlvorstands gemacht werden. Das Arbeitsgericht kann für Betriebe mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern auch Mitglieder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, die nicht Arbeitnehmer des Betriebs sind, zu Mitgliedern des Wahlvorstands bestellen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erforderlich ist.
§ 16 Bestellung des Wahlvorstands

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Betriebsrat einen aus drei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bestehenden Wahlvorstand und bestellt eine oder einen von Ihnen als Vorsitzenden. Der Betriebsrat kann die Zahl Wahlvorstandsmitglieder erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erforderlich ist. Der Wahlvorstand muß in jedem Fall aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen. Für jedes Mitglied des Wahlvorstands kann für den Fall seiner Verhinderung ein Ersatzmitglied bestellt werden. In Betrieben mit weiblichen und männlichen Arbeitnehmern müssen dem Wahlvorstand Frauen und Männer angehören. Dem Wahlvorstand sollen Arbeitnehmerinnen, Arbeiter und Angestellte angehören.

(2) Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit das Betriebsrats kein Wahlvorstand, bestellt ihn des Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern oder der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft; Absatz 1 gilt entsprechend. In dem Antrag können Vorschläge für die Zusammensetzung des Wahlvorstands gemacht werden. Das Arbeitsgericht kann auch Mitglieder der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, die nicht Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs sind, zu Mitgliedern des Wahlvorstands bestellen.

(3) In den Fällen des Absatzes 2, Satz 1 können auch der Gesamtbetriebsrat oder, falls ein solcher nicht besteht, der Konzernbetriebsrat den Wahlvorstand bestellen; die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
Abs. 3 ist eine sinnvolle Ergänzung.

Abs. 2 sollte u.E. ein Benennungsrecht der Wahlvorstandsmitglieder durch die im Betrieb vertretene Gewerkschaft enthalten. Würden diese gewerkschaftlichen benannt, wären arbeitsgerichtliche Streitigkeiten in der Folge ausschließlich auf die Frage des Vertretenseins im Betrieb beschränkt.

Auch der Betriebsrat kann Wahlvorstandsmitglieder benennen. Da Wahlrecht Formalrecht ist, würde die hier vorgeschlagene Bestimmung die Durchsetzung von Betriebsratswahlen in Betrieben, in denen Arbeitgeber sich gegen Betriebsratswahlen wehren, erleichtern.

Eine sinnvolle Ergänzung wäre auch, wenn das arbeitsgerichtliche Verfahren über das Vertretensein der zuständigen Gewerkschaft im Betrieb oder, falls dieser Gedanke nicht aufgenommen wird, bezüglich der Benennung der Wahlvorstandsmitglieder hinsichtlich der Fristen und Rechtsmittelfristen § 98 ArbGG nachgebildet würde.

Die praktische Erfahrung zeigt, daß Arbeitgeber, die keinesfalls einen Betriebsrat wünschen, schon zum Zwecke der Zeitverzögerung das Vertretensein der Gewerkschaft im Betrieb nachhaltig und durch mehrere Instanzen bestreiten und die Zulässigkeit notarieller Tatsachenbescheinigungen in Frage stellen und hierbei auch das Mittel der Nichtzulassungsbeschwerde nutzen, um den Beschluß über die Bestellung des Wahlvorstands zu verzögern.

Wenn das Ziel der Novellierung der Betriebsverfassung auch die bessere Umsetzung des § 1 BetrVG ist, darf diese verfahrensrechtliche Seite nicht unbeachtet bleiben.

Denkbar wäre hier weiter, die Zuständigkeit von Verfahren über die Frage des Vertretenseins im Betrieb anläßlich der Einsetzung eines Wahlvorstands bzw. wenn dem hiesigen Vorschlag nicht gefolgt wird, über die Bestellung eines Wahlvorstands der Zuständigkeit der Landesarbeitsgerichte mit der Möglichkeit der Rechtsbeschwerde zum Bundesarbeitsgericht zugeordnet wird.

Ein ähnlicher Effekt würde erreicht werden, wenn Entscheidungen der Arbeitsgerichte ausschließlich durch Rechtsbeschwerde zum Bundesarbeitsgericht angegriffen werden können. Betriebliche Konflikte lassen sich in aller Regel nicht länger als sechs Monate durchhalten, daher ist es sinnvoll, prozessuale Bestimmungen danach auszurichten, daß in einem für die Verwirklichung der Betriebsverfassung so elementaren Bereich prozeßtechnisch gewährleistet ist, eine rechtskräftige Entscheidung in einer Frist von weniger als sechs Monaten herbeizuführen.

Es wird daher bezüglich des hier vorgeschlagenen Benennungsrecht vorgeschlagen § 16 Abs. 2 wie folgt zu formulieren:

„Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, bestellt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern, oder der Wahlvorstand wird durch die im Betrieb vertretene Gewerkschaft bestellt; (...). Das Arbeitsgericht oder die im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann auch Mitglieder der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, die nicht Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebes sind, zu Mitgliedern des Wahlvorstands bestellen".







§ 17: in Ordnung





§ 18 Vorbereitung und Durchführung der Wahl

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten, sie durchzuführen und das Wahlergebnis festzustellen. Kommt der Wahlvorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so ersetzt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei wahlberechtigten Arbeitnehmern oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Ist zweifelhaft, ob ein Nebenbetrieb oder ein Betriebsteil selbständig oder dem Hauptbetrieb zuzuordnen ist, so können der Arbeitgeber, jeder beteiligte Betriebsrat, jeder beteiligte Wahlvorstand oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft vor der Wahl eine Entscheidung des Arbeitsgerichts beantragen.

(3) Unverzüglich nach Abschluß der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stimmen vor, stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift fest und gibt es den Arbeitnehmern des Betriebs bekannt. Dem Arbeitgeber und den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften ist eine Abschrift der Wahlniederschrift zu übersenden.
§ 18 Vorbereitung und Durchführung der Wahl

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten, sie durchzuführen und das Wahlergebnis festzustellen. Kommt der Wahlvorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so ersetzt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Arbeitnehmer/innen oder Arbeitnehmern, der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, des Gesamtbetriebsrats oder falls dieser nicht besteht, des Konzernbetriebsrats. § 17 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Ist zweifelhaft, wer als Arbeitnehmerin, Arbeitnehmer dem Betrieb i.S.v. § 1 zuzuordnen ist, so entscheidet der Wahlvorstand. Entscheidungen des Wahlvorstandes über die betriebliche Zuordnung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern können nur auf grobe Fehlerhaftigkeit gerichtlich überprüft werden; die Entscheidung des Landesarbeitsgericht in unanfechtbar. Dies gilt auch in den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Weichen die Entscheidungen mehrerer Wahlvorstände in derselben Angelegenheit voneinander ab, entscheidet das Arbeitsgericht. Satz 3 gilt entsprechend. Antragsberechtigt sind der Betriebsrat, der Wahlvorstand oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft.

(3) Abs. 2 ist nicht anzuwenden, soweit die Zuordnung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder die Betriebsabgrenzung durch einen Tarifvertrag erfolgt ist.

(4) Unverzüglich nach Abschluß der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stimmen vor, stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift fest und gibt es den Arbeitnehmern des Betriebs bekannt. Dem Arbeitgeber und der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft ist eine Abschrift der Wahlniederschrift zu übersenden. Auf Wunsch der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft ist darüber hinaus ein von dieser zur Verfügung gestellte Berichtsbogen auszufüllen und ihr zuzusenden.
Bedeutet Abs. 2 wirklich eine Vereinfachung des Wahlverfahrens? Über die Frage, ob grobe Fehler vorliegen, läßt sich trefflich prozessieren. Und ist es wirklich erstrebenswert, daß zwar nicht grobe aber doch feine Fehler der Wahlvorstände einfach hingenommen werden sollen?

Hier wäre zu überlegen, ob man nicht einführt, daß Zuordnungsentscheidungen des Wahlvorstandes nur mit Wege der einstweiligen Verfügung oder in einem § 98 ArbGG in den Fristen nachgebildeten Verfahren überprüft werden bzw. zu überprüfen sind.

Die Zulässigkeit entsprechender Anträge ließe sich an eine Antragsfrist nach Kundgabe der Entscheidung des Wahlvorstands knüpfen. Durch ein solches Verfahren wäre die materielle Nachprüfbarkeit der Abgrenzungsentscheidung zwar nicht eingeschränkt, aber durch ein besonderes Verfahren während der Betriebsratswahl zu überprüfen und könnte nicht mehr zum Gegenstand eines Wahlanfechtungsverfahrens gemacht werden.





§ 19 Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte, eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft oder der Arbeitgeber. Die Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.
§ 19 Wahlanfechtung
(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den Verstoß des Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt werden konnte.

(2) Entscheidungen und Maßnahmen des Wahlvorstands können beim Arbeitsgericht nur mit der Wahl angefochten werden, es sei denn, daß Gründe vorliegen, die die Nichtigkeit der Wahl begründen würden. Soll durch eine einstweilige Verfügung die Betriebsratswahl zeitweise ausgesetzt werden, ist das nur bei überwiegender Wahrscheinlichkeit der Nichtigkeit zulässig. Zugleich hat das Gericht noch abzuwägen zwischen dem Gewicht der möglicherweise die Nichtigkeit herbeiführenden Gründe und der Nachteile, die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch eine betriebsratslose Zeit entstehen.

(3) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Betrieb vertretene Gewerkschaft oder der Arbeitgeber. Die Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.

(4) Gibt das Arbeitsgericht der Anfechtung statt, oder erklärt es die Betriebsratswahl für nichtig, setzt das erkennende Gericht auf Antrag der antragstellenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, des beteiligten Betriebsrats oder der beteiligten Gewerkschaft unverzüglich einen Wahlvorstand für die Neuwahl ein. § 16 Abs. 2 Satz 3 und § 20 Abs. 2 Satz 3 gelten entsprechend.
Die Regelung ist zu begrüßen. 

In Abs. 4 wäre nach hier vertretenen Auffassung das Benennungsrecht der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft zu prüfen. 







§ 20: sinnvoll





§ 21 Amtszeit

Die regelmäßige Amtszeit des Betriebsrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Betriebsrat besteht, mit Ablauf von dessen Amtszeit. Die Amtszeit endet spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach § 13 Abs. 1 die regelmäßigen Betriebsratswahlen stattfinden. In dem Fall des § 13 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem der Betriebsrat neu zu wählen ist. In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des neu gewählten Betriebsrats.
§ 21 Amtszeit des Betriebsrats

(1) Die regelmäßige Amtszeit des Betriebsrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der Konstituierung des neugewählten Betriebsrats oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Betriebsrat besteht, mit Ablauf von dessen Amtszeit. Die Amtszeit endet spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach § 13 Abs. 1 die regelmäßigen Betriebsratswahlen stattfinden. In dem Fall des § 13 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem der Betriebsrats neu zu wählen ist. In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nrn. 1-3 endet die Amtszeit mit der Konstituierung des neu gewählten Betriebsrats.

(2) Bei einer Betriebsstillegung endet die Amtszeit des Betriebsrats zu dem Zeitpunkt, ab dem betriebsverfassungsrechtliche Aufgaben und Befugnisse nicht mehr wahrzunehmen sind; Abs. 1 Satz 1 und 3 findet keine Anwendung. Satz 1 ist auch bei allen anderen betriebsverfassungsrechtlichen Veränderungen anzuwenden, wenn dadurch die Voraussetzungen für Bestehen des Betriebsrats entfallen.

(3) Entsteht durch die Zusammenfassung von Betrieben oder Betriebsteilen ein neuer Betrieb oder hat die Spaltung oder Teilübertragung eines Rechtsträgers nach dem Umwandlungsbereinigungsgesetzes die Spaltung eines Betriebes zur Folge, bleibt dessen Betriebsrat im Amt, führt die Geschäfte fort und setzt unverzüglich einen Wahlvorstand für die Neuwahlen ein. Dies gilt nicht, wenn eine Eingliederung in einen Betrieb erfolgt, in dem ein Betriebsrat besteht. Bei einer Zusammenfassung nimmt der Betriebsrat, dem der nach der Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer größte Betrieb oder Betriebsteil zugeordnet war, das Übergangsmandat war. Das Übergangsmandat endet, sobald in den Betrieben eine neuer Betriebsrat sich konstituiert hat, spätestens jedoch 6 Monate nach Wirksamwerden der Zusammenlegung, Spaltung oder Teilübertragung des Rechtsträgers. Durch Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag kann das Übergangsmandat darüber hinaus verlängert werden. 
Warum wird in Abs. 3 das Übergangsmandat nur angenommen, wenn eine Betriebsspaltung infolge einer Spaltung oder Teilübertragung eines Rechtsträgers nach dem Umwandlungsgesetz eintritt? Das Übergangsmandat sollte unabhängig von dem Geltungsbereich des Umwandlungsgesetzes gelten.







§ 22 Weiterführung der Geschäfte des Betriebsrats

In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 führt der Betriebsrat die Geschäfte weiter, bis der neue Betriebsrat gewählt und das Wahlergebnis bekanntgegeben ist.
§ 22 Weiterführung der Geschäfte des Betriebsrats

In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 und des § 21 führt der Betriebsrat die Geschäfte weiter, bis sich der neugewählte Betriebsrat konstituiert hat. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Amtszeit des Betriebsrats endet, weil aufgrund eines Tarifvertrages nach § 3 eine Betriebsrat gebildet worden ist.
Deutliche Verbesserung:

Sollte nicht auch der Fall aufgenommen werden, wenn ein Betriebsrat nach § 3 besteht und der Tarifvertrag ausläuft aber ein neuer Tarifvertrag nicht zustande kommt?

Für diesen Fall sollte der nach § 3 gewählte Betriebsrat ein Übergangsmandat für alle seinen Zuständigkeitsbereich unterliegenden Betriebe haben bis und solange in dem jeweiligen Betrieb bezogen auf diesen ein Betriebsrat gewählt worden ist.





§ 23 Verletzung gesetzlicher Pflichten

(1) Mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer, der Arbeitgeber oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft können beim Arbeitsgericht den Ausschluß eines Mitglieds aus dem Betriebsrat oder die Auflösung des Betriebsrats wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen. Der Ausschluß eines Mitglieds kann auch vom Betriebsrat beantragt werden.

(2) Wird der Betriebsrat aufgelöst, so setzt das Arbeitsgericht unverzüglich einen Wahlvorstand für die Neuwahl ein. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft können bei groben Verstößen des Arbeitgebers gegen seine Verpflichtungen aus diesem Gesetz beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, eine Handlung zu unterlassen, die Vornahme einer Handlung zu dulden oder eine Handlung vorzunehmen. Handelt der Arbeitgeber der ihm durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung auferlegten Verpflichtung zuwider, eine Handlung zu unterlassen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, so ist er auf Antrag vom Arbeitsgericht wegen einer jeden Zuwiderhandlung nach vorheriger Androhung zu einem Ordungsgeld zu verurteilen. Führt der Arbeitgeber die ihm durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung auferlegte Handlung nicht durch, so ist auf Antrag vom Arbeitsgericht zu erkennen, daß er zur Vornahme der Handlung durch Zwangsgeld anzuhalten sei. Antragsberechtigt sind der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft. Das Höchstmaß des Ordnungsgeldes und Zwangsgeldes beträgt 20 000 Deutsche Mark.
§ 23 Verletzung gesetzlicher Pflichten
(1) Mindestens ein Viertel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der Arbeitgeber oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft können beim Arbeitsgericht den Ausschluß eines Mitglieds aus dem Betriebsrat oder die Auflösung des Betriebsrats wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen. Der Ausschluß eines Mitglieds kann auch vom Betriebsrat beantragt werden.

(2) Wird der Betriebsrat aufgelöst, setzt das Arbeitsgericht unverzüglich einen Wahlvorstand für die Neuwahl ein. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Wahlvorstand nimmt die Amtsgeschäfte des Betriebsrats bis zur Konstituierung des neu gewählten Betriebsrats wahr.

(3) Der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann, wenn der Arbeitgeber gegen eine nach diesem Gesetz bestehende Verpflichtung, auch gegenüber einem Dritten, grob verstoßen hat, beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, eine Handlung zu unterlassen, die Vornahme einer Handlung zu dulden oder eine Handlung vorzunehmen. Handelt der Arbeitgeber der im durch rechtskräftige Verpflichtung zuwider, eine Handlung zu unterlassen oder die Vornahme einer Handlung zu dulde, so ist er auf Antrag vom Arbeitsgericht wegen einer jeden Zuwiderhandlung nach vorheriger Androhung zu einem Ordnungsgeld zu verurteilen. Führt der Arbeitgeber die ihm durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung auferlegte Handlung nicht durch, so ist auf Antrag vom Arbeitsgericht zu erkennen, daß er zur Vornahme der Handlung durch Zwangsgeld anzuhalten sei. Das Höchstmaß des Ordnungsgeldes und Zwangsgeldes beträgt 50 000 Deutsche Mark. Die Rechte des Betriebsrats bei einem Verstoß des Arbeitgebers gegen eine dem Betriebsrat gegenüber bestehende Verpflichtung aus diesem Gesetz bleiben unberührt; dasselbe gilt entsprechend für jeden anderen Träger von Rechten nach diesem Gesetz.

(4) Eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann bei Verstößen des Arbeitgebers gegen seine betriebsverfassungsrechtlichen Verpflichtungen in Zusammenhang mit tariflichen Regelungen beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, eine Handlung zu unterlassen, die Vornahme einer Handlung zu dulden oder eine Handlung vorzunehmen. Abs. 3 Satz 2 und 5 gelten entsprechend.
Abs. 2, Satz 2 ist nicht unproblematisch, denn dem Wahlvorstand fehlt für das Geschäft der Betriebsratstätigkeit die Legitimation. Außerdem könnte der Wahlvorstand von seiner eigenen Aufgabe, der Organisation der Wahl abgelenkt werden.

Zuletzt darf die Einflußmöglichkeit des Arbeitgebers nicht unterschätzt werden, der an dem Verfahren auf Auflösung des Betriebsrats beteiligt ist.

Abs. 3 ist eine begrüßenswerte Klarstellung.





§ 24 Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Betriebsrat erlischt durch

1. Ablauf der Amtszeit,

2. Niederlegung des Betriebsratsamtes,

3. Beendigung des Arbeitsverhältnisses,

4. Verlust der Wählbarkeit,

5. Ausschluß aus dem Betriebsrat oder Auflösung des Betriebsrats auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung,

6. gerichtliche Entscheidung über die Feststellung der Nichtwählbarkeit nach Ablauf der in § 19 Abs. 2 bezeichneten Frist, es sei denn, der Mangel liegt nicht mehr vor.

(2) Bei einem Wechsel der Gruppenzugehörigkeit bleibt das Betriebsratsmitglied Vertreter der Gruppe, für die es gewählt ist. Dies gilt auch für Ersatzmitglieder.
§ 24 Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Sofern sich aus § 18 nichts anderes ergibt, erlischt die Mitgliedschaft im Betriebsrat durch

1.1 Ablauf der Amtszeit,

2.2 Niederlegung des Betriebsratsamts,

3.3 Beendigung des Arbeitsverhältnisses,

4.4 Verlust der Wählbarkeit,

5.5 Ausschluß aus dem Betriebsrat oder Auflösung des Betriebsrats aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung,

6.6 gerichtliche Entscheidung über die Feststellung der Nichtwählbarkeit nach Ablauf der in § 19 Abs. 3 bezeichneten Frist, es sei denn, der Mangel liegt nicht mehr vor.

(2) Bei einem Wechsel der Gruppenzugehörigkeit bleibt das Betriebsratsmitglied Vertreter der Gruppe, für die es gewählt ist. Dies gilt auch für Ersatzmitglied.
Hier ist an § 15 KSchG zu denken. Der nachwirkende Kündigungsschutz besteht nach § 15 KSchG derzeitige Fassung und nach DGB-Entwurf nicht, wenn das Mandat durch gerichtliche Entscheidung endet. 

Der nachwirkende Kündigungsschutz sollte aber gerade auch für die Fälle Anwendung finden, in denen die Amtszeit des Betriebsratsmitglieds durch gerichtliche Entscheidung geendet hat (Abs. (1) Ziff. 5.5 und 6.6). Denn der nachwirkende Kündigungsschutz ist nicht primär als Privileg für ehemalige Betriebsratsmitglieder zu begreifen, sondern dient ganz wesentlich dem Schutz der Betriebsverfassung.

Obsiegt ein Arbeitgeber rechtskräftig in einem Wahlanfechtungsverfahren, erlischt die Mitgliedschaft im Betriebsrat durch gerichtliche Entscheidung. Hier ist nicht einzusehen, warum ein nachwirkende Kündigungsschutz nicht bestehen soll. Rechtsgrund für die gerichtliche Entscheidung ist ein Fehler im Wahlverfahren, kein Fehlverhalten eines Betriebsratsmitglieds.

In nahezu allen Fällen, in denen ein Arbeitgeber die Betriebsratswahl anfechtet, ist das Verhältnis zu den einzelnen Betriebsratsmitgliedern nachhaltig belastet. Die Notwendigkeit des nachwirkenden Kündigungsschutzes besteht fort.







§§ 25, 26, 27, 28, 29, 30: Sinnvolle Klarstellungen und Ergänzungen





§ 31 Teilnahme der Gewerkschaften
Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder oder der Mehrheit einer Gruppe des Betriebsrats kann ein Beauftragter einer im Betriebsrat vertretenen Gewerkschaft an den Sitzungen beratend teilnehmen; in diesem Fall sind der Zeitpunkt der Sitzung und die Tagesordnung der Gewerkschaft rechtzeitig mitzuteilen.
§ 31 Teilnahme der Gewerkschaften
(1) Besteht der Betriebsrat mindestens zu einem Viertel aus Mitgliedern der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, haben Beauftragte der Gewerkschaft das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen und Besprechungen des Betriebsrats und seiner Anschlüsse teilzunehmen.

Auf Antrag der Gewerkschaft sind Zeitpunkt und Tagesordnung der Sitzungen und Besprechungen rechtzeitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des Betriebsrats kann ein Beauftragter einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaften an den Sitzungen beratend teilnehmen;

(3) Die Gewerkschaft kann zur Teilnahme an den Sitzungen und Besprechungen sowohl außerbetrieblich als auch betriebliche Beauftragte entsenden.
Warum stellen die Abs. 1 und 2 auf ein Quorum ab? Die betriebsverfassungsrechtliche Aufgabe von Gewerkschaften würde nach hier vertretener Auffassung ein Teilnahmerecht im Fall des Vertretenseins im Betrieb, jedenfalls aber in dem Fall, daß ein Gewerkschaftsmitglied im Betriebsrat ist, rechtfertigten.







§ 32: Keine Bedenken





§ 33 Beschlüsse des Betriebsrats

(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(2) Der Betriebsrat ist nur beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an der Beschlußfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

(3) Nimmt die Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Beschlußfassung teil, so werden die Stimmen der Jugend- und Auszubildendenvertreter bei der Feststellung der Stimmenmehrheit mitgezählt.
§ 33 Beschlüsse des Betriebsrats

(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(2) Der Betriebsrat ist nur beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an der Beschlußfassung teilnimmt. Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

(3) Nimmt die Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Beschlußfassung teil, so werden die Stimmen ihrer Mitglieder bei der Feststellung der Stimmenmehrheit mitgezählt.

(4) Beschlüsse des Betriebsrats im Bereich seiner Geschäftsführung sind für den Arbeitgeber bindend, solange sie nicht durch Entscheidung des Arbeitsgerichts oder durch Spruch der Einigungsstelle aufgehoben sind.
Die Bestimmung des Abs. 4 löst u.E. die Problematik nicht. Wenn es – richtigerweise - gewollt ist, die Geltendmachung von Mängeln an einem Betriebsratsbeschluß durch den Arbeitgeber zu erschweren, erscheint die Regelung nicht hilfreich.

Denn im Abs. 4 knüpft gerade an „Beschlüsse des Betriebsrats" an. Es läßt sich gut vertreten, daß damit nur formwirksame Beschlüsse gemeint sind. Sinnvoller wäre eine Regelung, die sicher stellt, daß Formfehler bei Betriebsratsbeschlüssen durch eine Genehmigungsfiktion geheilt werden können.

Ähnlich der Systematik des § 99 BetrVG könnte geregelt werden, daß Mängel in der Ladung sowie bei der Beiordnung von Ersatzmitgliedern nur durch die Mitglieder des Betriebsrats und ggf. an der Beschlußfassung beteiligten Ersatzmitgliedern geltend gemacht werden können.

Werden diese Mängel nicht binnen einer Frist nach Übergabe des Sitzungsprotokolls geltend gemacht, gelten die bezeichneten Formfehler als geheilt.

Eine solche Regelung würde auch mit der vorgeschlagenen Regelung des § 34 Abs. 2 korrespondieren.







§§ 34, 35, 36, 37, 37a, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49: Die Normen bringen sinnvolle Ergänzungen.





§ 50 Zuständigkeit

(1) Der Gesamtbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe betreffen und nicht durch die einzelnen Betriebsräte innerhalb ihrer Betriebe geregelt werden können. Er ist den einzelnen Betriebsräten nicht übergeordnet.

(2) Der Betriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Gesamtbetriebsrat beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Betriebsrat kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. § 27 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
§ 50 Zuständigkeit
(1) Der Gesamtbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe betreffen und nicht durch die einzelnen Betriebsräte innerhalb ihrer Betriebe geregelt werden können. Er ist den einzelnen Betriebsräten nicht übergeordnet. Der Gesamtbetriebsrat hat vor Abschluß einer Betriebsvereinbarung den davon betroffenen Betriebsräten rechtzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Er hat die Aufgabe, wirtschaftliche Angelegenheiten mit dem Unternehmen zu beraten.

(2) Der Betriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Gesamtbetriebsrat beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Betriebsrat kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. § 27 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Vom Gesamtbetriebsrat abgeschlossene Betriebsvereinbarungen gelten in allen Betrieben, sofern die Parteien sie nicht ausdrücklich von der Geltung ausgenommen haben.

(4) Gesamtbetriebsräte sind berechtigt, in Betrieben, in denen kein Betriebsrat besteht, Wahlvorstände zur Wahl eines Betriebsrats zu bilden.

(5) Der Gesamtbetriebsrat kann bei der Verschmelzung oder Spaltung von Betrieben durch Betriebsvereinbarung die Fortgeltung seiner Rechte oder die der Betriebsräte sichern. Entfallen die Voraussetzungen für die Errichtung des Gesamtbetriebsrats, so steht ihm bis zur Konstituierung einer neuen betriebsübergreifenden Vertretungsstruktur ein Übergangsmandat zu.
In Abs. 3 oder in § 77 sollte ein Durchführungsanspruch des örtlichen Betriebsrats auch für Gesamtbetriebsvereinbarungen aufgenommen werden. 

Hierdurch wäre auch im Gesetzestext sichergestellt, daß in den einzelnen Betrieben Gesamtbetriebsvereinbarungen wegen des Durchführungsanspruchs des Betriebsrats ggf. durchgesetzt werden können, wenn beispielsweise die nächste Gesamtbetriebsratssitzung erst in einem Vierteljahr stattfindet.







§§ 51, 51a, 52, 53, 54: sinnvolle Ergänzungen.





§ 58 Zuständigkeit

(1) Der Konzernbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die den Konzern oder mehrere Konzernunternehmen betreffen und nicht durch die einzelnen Gesamtbetriebsräte innerhalb ihrer Unternehmen geregelt werden können. Er ist den einzelnen Gesamtbetriebsräten nicht übergeordnet.

(2) Der Gesamtbetriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Konzernbetriebsrat beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Gesamtbetriebsrat kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. § 27 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
§ 58 Zuständigkeit

(1) Der Konzernbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die den Konzern oder mehrere Konzernunternehmen betreffen und nicht durch die einzelnen Gesamtbetriebsräte innerhalb ihrer Unternehmen geregelt werden können. Er hat die Aufgabe, wirtschaftliche Angelegenheiten mit dem herrschenden Unternehmen zu beraten. Der KBR kann bei einer Unternehmensumwandlung im Konzern durch Betriebsvereinbarung die Fortgeltung seiner Rechte oder die des Gesamtbetriebsrats oder von Betriebsräten sichern. Entfallen durch die Umwandlung von Unternehmen Voraussetzungen für die Bildung des Konzernbetriebsrats, so hat er ein Übergangsmandat bis zur Bildung einer neuen unternehmensübergreifenden Vertretungsstruktur. Der Konzernbetriebsrat ist den einzelnen Gesamtbetriebsräten nicht übergeordnet. Der Konzernbetriebsrat hat vor Abschluß einer Betriebsvereinbarung den davon betroffenen Gesamtbetriebsräten rechtzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Der Gesamtbetriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Konzernbetriebsrat beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Gesamtbetriebsrat kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. § 27 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Vom Konzernbetriebsrat abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen gelten in allen Betrieben der Konzernunternehmen, sofern die Parteien diese nicht ausdrücklich von der Geltung ausgenommen haben. § 47 Abs. 4 findet entsprechend auf Konzernbetriebsräte Anwendung soweit Gesamtbetriebsräte nicht bestehen oder von ihrem Initativrecht zur Bildung von Wahlausschüssen keinen Gebrauch gemacht haben.
In Abs. 3 oder in § 77 sollte ein Durchführungsanspruch für Gesamtbetriebsräte und Betriebsräte auch hinsichtlich Konzernbetriebsvereinbarungen bestimmt werden, da Sitzungen des Konzernbetriebsrats zur Einleitung ggf. geeigneter Maßnahmen zur Durchführung einer Konzernbetriebsvereinbarung nur mit erheblichen Zeitverlust organisiert werden können.

Typischerweise ist die Konzernbetriebsratssitzung mit erheblicher Koordination und erheblichen Reisezeiten für die Mitglieder verbunden. Der Durchführungsanspruch für eine Konzernbetriebsvereinbarung durch den Betriebsrat vor Ort sollte daher im Gesetzestext abgesichert werden.







§§ 59a, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 70a, 71, 72, 73, 73a, 73b: Keine Bedenken

§ 74: Sinnvolle Klarstellung





§ 75 Grundsätze für die Behandlung der Betriebsangehörigen

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu wachen, daß alle im Betrieb tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, daß jede unterschiedliche Behandlung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts unterbleibt. Sie haben darauf zu achten, daß Arbeitnehmer nicht wegen Überschreitung bestimmter Altersstufen benachteiligt werden.

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat haben die freie Entfaltung der Persönlichkeit der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer zu schützen und zu fördern.
§ 75 Grundsätze für die Behandlung der Betriebsangehörigen
(1) Arbeitgeber und Betriebsrat haben zu gewährleisten, daß alle im Betrieb tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, daß jede unterschiedliche Behandlung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politische oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts oder ihres Alters unterbleibt.

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat haben die freie Entfaltung der Persönlichkeit sowie alle sonstigen Rechte der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu schützen und zu fördern. Die Selbständigkeit und Eigeninitative einzelner Arbeitnehmer und von Arbeitsgruppen sind zu fördern.

(3) Verstößt ein Arbeitgeber nicht nur kurzfristig und geringfügig gegen seine Pflichten aus diesem Gesetz, sonstigen des Arbeitsverhältnis bestimmenden Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, den Arbeitsvertrag oder einen auf das Arbeitsverhältnis anzuwendenden Tarifvertrag oder eine Betriebsvereinbarung, steht Arbeitnehmerin, dem Arbeitnehmer ein Leistungsverweigerungsrecht zu. Dem Arbeitgeber obliegt der Nachweis, daß die Leistungsverweigerung ohne Grund erfolgt.

(4) Besteht eine unmittelbare Gefahr für Leben oder Gesundheit hat der einzelne Arbeitnehmer auch dann das Recht, die Arbeit zu verweigern, wenn keine Pflichtverletzung des Arbeitgebers vorliegt.

(5) Aus der Wahrnehmung von Rechten aus diesem Gesetz dürfen dem Arbeitnehmer keine Nachteile entstehen. Gleiches gilt, wenn Arbeitnehmer ohne eigenes Verschulden lediglich ein vermeintliches Recht in Anspruch nehmen.
Durch die Einschränkung „nicht nur kurzfristig und geringfügig" könnte Abs. 3 mehr Probleme bringen, als Nutzen. Es entsteht der Eindruck, daß das Leistungs​verweigerungsrecht durch die Formulierung eingeschränkt wird.

Auch Abs. 4 erscheint wenig sinnvoll. Das Leistungsverweigerungsrecht ergibt sich schon aus den allgemeinen Grundsätzen. Dagegen könnten die Bestimmungen den Eindruck erwecken, daß das Leistungsverweigerungsrecht nach den allgemeinen Grundsätzen durch den Begriff „unmittelbar" eingeschränkt werden sollte.





§ 76 Einigungsstelle

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat ist bei Bedarf eine Einigungsstelle zu bilden. Durch Betriebsvereinbarung kann eine ständige Einigungsstelle errichtet werden.

(2) Die Einigungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von Beisitzern, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide Seiten einigen müssen. Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt ihn das Arbeitsgericht. Dieses entscheidet auch, wenn kein Einverständnis über die Zahl der Beisitzer erzielt wird.

(3) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse nach mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. Bei der Beschlußfassung hat sich der Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so nimmt der Vorsitzende nach weiterer Beratung an der erneuten Beschlußfassung teil. Die Beschlüsse der Einigungsstelle sind schriftlich niederzulegen, vom Vorsitzenden zu unterschreiben und Arbeitgeber und Betriebsrat zuzuleiten.

(4) Durch Betriebsvereinbarung können weitere Einzelheiten des Verfahrens vor der Einigungsstelle geregelt werden.

(5) In den Fällen, in denen der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzt, wird die Einigungsstelle auf Antrag einer Seite tätig. Benennt eine Seite keine Mitglieder oder bleiben die von einer Seite genannten Mitglieder trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung fern, so entscheiden der Vorsitzende und die erschienenen Mitglieder nach Maßgabe des Absatzes 3 allein. Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse unter angemessener Berücksichtigung der Belange des Betriebs und der betroffenen Arbeitnehmer nach billigem Ermessen. Die Überschreitung der Grenzen des Ermessens kann durch den Arbeitgeber oder den Betriebsrat nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Zuleitung des Beschlusses an gerechnet, beim Arbeitsgericht geltend gemacht werden.

(6) Im übrigen wird die Einigungsstelle nur tätig, wenn beide Seiten es beantragen oder mit ihrem Tätigwerden einverstanden sind. In diesen Fällen ersetzt ihr Spruch die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nur, wenn beide Seiten sich dem Spruch im voraus unterworfen oder ihn nachträglich angenommen haben.

(7) Soweit nach anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch den Spruch der Einigungsstelle nicht ausgeschlossen.

(8) Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, daß an die Stelle der in Absatz 1 bezeichneten Einigungsstelle eine tarifliche Schlichtungsstelle tritt.
§ 76 Einigungsstellen

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat ist bei Bedarf eine Einigungsstelle zu bilden. Durch Betriebsvereinbarung kann eine ständige Einigungsstelle errichtet werden.

(2) Die Einigungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von Beisitzern, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide Seiten einigen müssen. Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande, bestellt ihn das Arbeitsgericht. Diese entscheidet auch, wenn kein Einverständnis über die Zahl der Besitzer erzielt wird.

(3) Die Einigungsstelle hat ihre Tätigkeit zur Beilegung der Meinungsverschiedenheiten unverzüglich aufzunehmen. Dies gilt auch dann, wenn gegen einen Beschluß des Arbeitsgerichts nach § 98 des Arbeitsgerichtsgesetzes Beschwerde eingelegt wird oder beim Arbeitsgericht ein Verfahren auf Feststellung der Unzuständigkeit der Einigungsstelle anhängig ist.

(4) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse nach mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. Bei der Beschlußfassung hat sich der Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, nimmt der Vorsitzende nach weiterer Beratung an der erneuten Beschlußfassung teil. Die Beschlüsse der Einigungsstelle sind schriftlich niederzulegen, vom Vorsitzenden zu unterschreiben und Arbeitgeber und Betriebsrat zuzuleiten.

(5) Beschlüsse der Einigungsstelle in den Fällen, in denen der Spruch die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzt oder sich beide Seiten dem Spruch im voraus unterworfen oder ihn nachträglich angenommen haben, sind vorläufig vollstreckbar. § 62 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für die Zwangsvollstreckung gelten die Vorschriften des 8. Buches der Zivilprozeßordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß der nach dem Beschluß Verpflichtete als Schuldner, derjenige, der die Erfüllung der Verpflichtung aufgrund des Beschlusses verlangen kann, als Gläubiger gilt.

(6) Durch Betriebsvereinbarung können weitere Einzelheiten des Verfahrens von der Einigungsstelle geregelt werden.

(7) In Fällen , in denen der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzt, wird die Einigungsstelle auf Antrag einer Seite tätig. Benennt eine Seite keine Mitglieder oder bleiben die von einer Seite genannten Mitglieder trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung fern, entscheiden der Vorsitzende und die erschienen Mitglieder nach Maßgabe des Abs. 4 allein. Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse unter angemessener Berücksichtigung der Belange des Betriebs und der betroffenen Arbeitnehmer nach billigem Ermessen. Die Überschreitung der Grenzen des Ermessens kann durch den Arbeitgeber oder den Betriebsrat nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Zuleitung des Beschlusses an gerechnet, beim Arbeitsgericht geltend gemacht werden.

(8) Im übrigen wird die Einigungsstelle  nur tätig, wenn beide Seiten es beantragen oder mit ihrem Tätigwerden einverstanden sind. In diesen Fällen ersetzt ihr Spruch die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nur, wenn beide Seiten sich dem Spruch im voraus unterworfen oder ihn nachträglich angenommen haben.

(9) Soweit nach anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch den Spruch der Einigungsstelle nicht ausgeschlossen.

(10) Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, daß an die Stelle der in Abs. 1 bezeichneten Einigungsstelle eine tarifliche Schlichtungsstelle tritt.
Abs. 5 wird hier abgelehnt. Die Entscheidungen der Einigungsstellen sind in aller Regel Ersatz für Betriebsvereinbarungen, also Normen. Diese für vorläufig vollstreckbar zu erklären, ist problematisch. Wie soll praktisch die Vollstreckung einer Norm z.B. bestehend aus siebzehn Paragrafen umgesetzt werden?

Einigungsstellenbeschlüsse über EDV haben häufig viele Seiten, eine Vollstreckbarkeit solcher Beschlüsse erscheint wegen ihres Normencharakters nicht möglich.

Zu vollstrecken wären möglicherweise Einigungsstellenbeschlüsse nach den § 37 Abs. 6 und § 85 Abs. 2 BetrVG. Aber in der Regel ist die Möglichkeit der Zwangsvollstreckung des Einigungsstellenbeschlusses kein geeignetes Institut. Vielmehr wird es dabei bleiben (müssen), daß Verletzungen einer Betriebsvereinbarung in konkreten Punkten ebenso wie die Verletzungen eines Spruchs der Einigungsstelle arbeitsgerichtlich geltend gemacht werden und der jeweilige Tenor dann vollstreckt werden kann.

Gemeint ist in Abs. 6 wohl das Verfahren "vor" der Einigungsstelle nicht "von".







§ 76 a: Keine Bedenken





§ 77 Durchführung gemeinsamer Beschlüsse, Betriebsvereinbarungen

(1) Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber, auch soweit sie auf einem Spruch der Einigungsstelle beruhen, führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, daß im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist. Der Betriebsrat darf nicht durch einseitige Handlungen in die Leitung des Betriebs eingreifen.

(2) Betriebsvereinbarungen sind von Betriebsrat und Arbeitgeber gemeinsam zu beschließen und schriftlich niederzulegen. Sie sind von beiden Seiten zu unterzeichnen; dies gilt nicht, soweit Betriebsvereinbarungen auf einem Spruch der Einigungsstelle beruhen. Der Arbeitgeber hat die Betriebsvereinbarungen an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen.

(3) Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Dies gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluß ergänzender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zuläßt.

(4) Betriebsvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. Werden Arbeitnehmern durch die Betriebsvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Verzicht auf sie nur mit Zustimmung des Betriebsrats zulässig. Die Verwirkung dieser Rechte ist ausgeschlossen. Ausschlußfristen für ihre Geltendmachung sind nur insoweit zulässig, als sie in einem Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung vereinbart werden; dasselbe gilt für die Abkürzung der Verjährungsfristen.

(5) Betriebsvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

(6) Nach Ablauf einer Betriebsvereinbarung gelten ihre Regelungen in Angelegenheiten, in denen ein Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzen kann, weiter, bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt werden.
§ 77 Durchführung gemeinsamer Beschlüsse, Betriebsvereinbarungen

(1) Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber, auch soweit sie auf einem Spruch der Einigungsstelle beruhen, führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, daß im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist. Der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretenen Gewerkschaft, soweit sie durch die Vereinbarung berührt ist, können zur Durchsetzung dieser Verpflichtung des Arbeitsgericht anrufen.

(2) Bestehen Zweifel über die Vereinbarkeit der Betriebsvereinbarung oder einzelner Regelungen mit dem Tarifvertrag, hat die im Betrieb vertretene Gewerkschaft das Recht das Arbeitsgericht anzurufen.

(3) Betriebsvereinbarungen sind von Betriebsrat und Arbeitgeber gemeinsam zu beschließen und schriftliche niederzulegen. Sie sind von beiden Seiten zu unterzeichnen; dies gilt nicht, soweit Betriebsvereinbarungen auf einem Spruch der Einigungsstelle beruhen. Der Arbeitgeber hat die Betriebsvereinbarungen an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen.

(4) Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Dies gilt nicht, wenn eine Tarifvertrag den Abschluß ergänzender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zuläßt.

(5) Betriebsvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. Werden Arbeitnehmern durch die Betriebsvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Verzicht auf sie nur mit Zustimmung des Betriebsrats zulässig. Die Verwirkung dieser Rechte ist ausgeschlossen. Ausschlußfristen für ihre Geltendmachung sind nur insoweit zulässig, als sie in einem Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung vereinbart werden; dasselbe gilt für die Abkürzung der Verjährungsfristen.

(6) Betriebsvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

(7) Nach Ablauf einer Betriebsvereinbarung gelten ihre Regelungen in Angelegenheiten, in denen ein Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzten kann, weiter bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt werden.
Der Durchführungsanspruch des Betriebsrats sollte sich auch im Gesetzeswortlaut auf Gesamtbetriebsvereinbarungen und Konzernbetriebsvereinbarungen erstrecken. Der örtliche Betriebsrat ist in aller Regel erheblich schneller und besser in der Lage, kurzfristig betriebliches Recht durchzusetzen.

Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat bedürfen dagegen zur Durchführung von Sitzungen erheblich aufwendigerer Maßnahmen und können ggf. erst nach erheblichen Zeitverlust Beschlüsse fassen.

Abs. 2 ist etwas unglücklich gefaßt. Formuliert werden sollte die Regelung als gewerkschaftlicher Unterlassungsspruch gegen tarifwidrige Einzelfallregelungen und Betriebsvereinbarungen: "Die/Jede im Betrieb vertretene (besser: an dem Tarifabschluß beteiligte) Gewerkschaft kann feststellen lassen, daß Betriebsvereinbarungen oder einzelne Regelungen, die gegen einen Tarifvertrag verstoßen, unwirksam (tarifwidrig) sind. Die/Jede im Betrieb vertretene (besser: an dem Tarifabschluß beteiligte) Gewerkschaft kann die Unterlassung der Durchführung und Anwendung der tarifwidrigen Bestimmung verlangen."







§§ 78, 78a, 79, 80, 81, 82, 82a, 83, 85, 86: Sinnvolle Ergänzungen.





§ 87 Mitbestimmungsrechte

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, in folgenden Angelegenheiten mitzubestimmen:

1. Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb;

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage; 

3. vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der betriebsüblichen Arbeitszeit; 

4. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte; 

5. Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festsetzung der zeitlichen Lage des Urlaubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn zwischen dem Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitnehmern kein Einverständnis erzielt wird; 

6. Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen; 

7. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über den Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvorschriften; 

8. Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist; 

9. Zuweisung und Kündigung von Wohnräumen, die den Arbeitnehmern mit Rücksicht auf das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses vermietet werden, sowie die allgemeine Festlegung der Nutzungsbedingungen;

10. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen und die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Änderung;

11. Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, einschließlich der Geldfaktoren;

12. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen.

(2) Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit nach Abs. 1 nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.
§ 87 Verfahren

(1) Der Betriebsrat bestimmt nach Maßgabe der Vorschriften der folgenden Abschnitte in allen sozialen, personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten mit, soweit nicht eine gesetzliche oder tarifliche Regelung besteht Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrat erstreckt sich sowohl auf formelle als auch auf materielle Arbeitsbedingungen; es besteht unabhängig von der Anzahl der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(2) Soweit eine Angelegenheit der Mitbestimmung des Betriebsrats unterliegt, kann sie nur mit seiner vorherigen Zustimmung geregelt werden. Kommt eine Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nicht zustande, entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(3) Will der Betriebsrat in einer seiner Mitbestimmung unterliegenden Angelegenheit eine Regelung herbeiführen oder die Änderung einer bestehenden Regelung erwirken, hat er dem Arbeitgeber schriftlich einen Vorschlag zu unterbreiten. Der Arbeitgeber hat unverzüglich in Verhandlungen mit dem Betriebsrat einzutreten. Geschieht dies nicht oder sind die Verhandlungen gescheitert, kann der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Der Betriebsrat kann unter dem Vorbehalt einer jederzeitigen Rücknahme, nach vorheriger Beratung mit der Arbeitsgruppe, seine Mitbestimmungsrechte auch so ausüben, daß er mit dem Arbeit​geber lediglich eine Rahmenregelung trifft und deren Ausfüllung einer Arbeitsgruppe überträgt. Die Rechte zur Durchsetzung der Mitbestimmung verbleiben beim Betriebsrat.

(5) Der Betriebsrat hat in allen Fragen, in denen er mitzubestimmen hat, ein lnitiativrecht, es sei denn, dieses ist ausdrücklich ausgeschlossen. Das Mitbestimmungsrecht erstreckt sich auch auf die Regelung von Mitbestimmungsverfahren.

(6) Werden Entscheidungen des Arbeitgebers für Maßnahmen, die der Mitbestimmung unterliegen, durch einen Diskussions- und Entscheidungsprozeß unter Beteiligung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entwickelt, ist vor Einleitung eines solchen Prozesses eine Betriebsvereinbarung mit dem Betriebsrat zur Gestaltung und Ausfüllung des Verfahrens zu vereinbaren. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats erstrecken sich auf Planung, Beratung, Auswertung und Veränderung des Prozesses sowie seiner Inhalte und Ziele. Bei Nichteinigung über die Betriebsvereinbarung entscheidet die Einigungsstelle verbindlich. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei den einzelnen Maßnahmen bleibt unberührt. Wird ein solches Verfahren gewählt, steht dem Betriebsrat zusätzlich das Recht zu, weitere Betriebs- und Abteilungsversammlungen über § 46 hinaus aus aktuellem Anlaß durchführen.

§ 87 a Mitbestimmung in Einzelbereichen

(1) Der Betriebsrat hat insbesondere in folgenden Angelegenheiten mitzubestimmen:

1. Planung, Gestaltung und Änderung der Arbeitsplätze, der Arbeitsumgebung und der Arbeitsorganisation einschließlich der Arbeitsverfahren und der Arbeitsabläufe sowie der einzusetzenden Planungs- und Gestaltungsmittel. Die Mitbestimmung umfaßt auch alle Fragen der Qualifizierung, der Organisation und Kontrolle sowie des Belastungsausgleiches.

2. Einführung, Anwendung, Änderung oder Erweiterung technischer Einrichtungen und Verfahren, die geeignet sind, Daten oder Signale aufzunehmen, zu erfassen, zu speichern, zu verarbeiten, zu übertragen oder auszugeben. Insbesondere hat der Betriebsrat mitzubestimmen bei der Ermittlung, Speicherung, Verarbeitung und Verwertung personenbezogener und personenbeziehbarer Daten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

3. Einführung, Anwendung, Änderung oder Erweiterung sonstiger technischer Einrichtungen und Verfahren, die geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu überwachen.

4. Festlegung der Arbeitsinhalte und des Arbeitsumfangs, auch von in Telearbeit Beschäftigten, einschließlich der Zahl der einzusetzenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

5. Fragen des Arbeitszeitsystems sowie des Freizeitausgleiches einschließlich des Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, der Pausen sowie der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage.

6. vorübergehende Verlängerung oder Verkürzung der betriebsüblichen Arbeitszeit; die Mitbestimmung erstreckt sich auch auf den Zeitpunkt der Rückkehr zur betriebsüblichen Arbeitszeit.

7. Fragen der betrieblichen Entgeltgestaltung einschließlich der Entgeltsysteme, Aufstellung von Entgeltgrundsätzen, Einführung, Anwendung und Änderung von Methoden der Entgeltbemessung einschließlich der Geldfaktoren

7 a. bei der Einführung, Ausgestaltung und Durchführung von Formen des Zusammenwirkens und der Zusammenarbeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und anderen, insbesondere zur Beteiligung an Veränderungsprozessen und entsprechenden Diskussionen.

7 b. Ein- und Durchführung von Telearbeit.

8. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte.

9. Einführung, Ausgestaltung und Änderung des betrieblichen Vorschlagswesens einschließlich der zu zahlenden Prämien.

10. Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie des Umweltschutzes einschließlich der Erstellung von Arbeitsschutzprogrammen sowie Einzelmaßnahmen, die, sei es auch mittelbar, der Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie dem Gesundheits- oder Umweltschutz dienen.

11. Fragen der Ordnung des Betriebs sowie Einzelmaßnahmen, die geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu überwachen oder zu steuern, auch wenn sich die Maßnahme auf die arbeitsvertraglichen Pflichten bezieht; Verwarnungen und Verweise sowie sonstige Rügen gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.

12. Aufstellung allgemeiner Urlaubs- und Freistellungsgrundsätze für bezahlte und unbezahlte Freistellung, und des Urlaubs- und Freistellungsplans sowie die Festsetzung der zeitlichen Lage des Urlaubs und der Freistellung für die einzelne Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer, wenn zwischen dem Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern kein Einverständnis erzielt wird.

13. Form, Ausgestaltung und Sozialeinrichtungen, soweit sich ihr Wirkungsbereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder den Konzern erstreckt, einschließlich der Zuweisung und Kündigung von Wohnräumen, die den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Rücksicht auf das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses überlassen werden, sowie der allgemeinen Festlegung der Nutzungsbedingungen.

14. Maßnahmen zur Förderung benachteiligter Gruppen, insbesondere von Frauen, ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Schwerbehinderten.

15. Maßnahmen zum Schutz der Würde einzelner und zur Förderung des Betriebsklimas.

(2) Durch die Aufzählung in Absatz 1 wird die umfassende Zuständigkeit des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 nicht berührt.
Abs. 4 wird hier abgelehnt. Die Übertragung von Aufgaben auf Arbeitsgruppen heißt, mitbestimmungspflichtige ggf. vom Arbeitgeber ungern gesehene Maßnahmen auf Beschäftigtengruppen zu übertragen, die keinen besonderen Schutz genießen.

Zur Verdeutlichung: Eine bundesweit tätige Drogeriemarktkette versucht immer wieder die Mitbestimmung über Beginn und Ende der Arbeitszeit auf die Beschäftigtengruppe in den Verkaufsstellen zu übertragen und mit dem Betriebsrat ausschließlich eine Rahmenregelung festzusetzen. 

In der Filiale soll dann die Beschäftigtengruppe als Getriebene des Elends mit einer zu geringen Personalsollstärke die Verantwortung dafür übernehmen, daß eine Arbeitszeitregelung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen umgesetzt wird.

In der Praxis wird daher die Übertragung von Mitbestimmungsrechten auf eine Arbeitsgruppe zu einer Aushöhlung der Mitbestimmung führen.

Auch die Möglichkeit der Rückholung der Mitbestimmung wird in der betrieblichen Praxis nahezu nicht möglich sein.

Denn durch die normative Kraft des Faktischen dürfte es in aller Regel durch Druck aus der Belegschaft nicht möglich sein, daß der Betriebsrat politisch sinnvolle Überstundenbegrenzungen durchsetzt, die in der Arbeitsgruppe ein gern gesehener oder notwendiger Zuerwerb sind.

Ziff. 7 erweckt zumindest den Eindruck, daß auch die Entgelthöhe der Mitbestimmung unterliegen soll. Dies ist ausweislich der Begründung des Gesetzesvorschlags nicht gewollt, sollte jedoch in der Formulierung deutlicher herauskommen.







§§ 89, 90, 91, 92, 93, 94, 95, 94, 96, 97, 98: Sinnvolle und zu begrüßende Ergänzungen.





§ 99 Mitbestimmung bei personellen Einzelmaßnahmen

(1) In Betrieben mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber den Betriebsrat vor jeder Einstellung, Eingruppierung, Umgruppierung und Versetzung zu unterrichten, ihm die erforderlichen Bewerbungsunterlagen vorzulegen und Auskunft über die Person der Beteiligten zu geben; er hat dem Betriebsrat unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen Auskunft über die Auswirkungen der geplanten Maßnahme zu geben und die Zustimmung des Betriebsrats zu der geplanten Maßnahme einzuholen. Bei Einstellungen und Versetzungen hat der Arbeitgeber insbesondere den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz und die vorgesehene Eingruppierung mitzuteilen. Die Mitglieder des Betriebsrats sind verpflichtet, über die ihnen im Rahmen der personellen Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 bekanntgewordenen persönlichen Verhältnisse und Angelegenheiten der Arbeitnehmer, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren; § 79 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Der Betriebsrat kann die Zustimmung verweigern, wenn

1. die personelle Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Unfallverhütungsvorschrift oder gegen eine Bestimmung in einem Tarifvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung oder gegen eine gerichtliche Entscheidung oder eine behördliche Anordnung verstoßen würde,

2. die personelle Maßnahme gegen eine Richtlinie nach § 95 verstoßen würde,

3. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß infolge der personellen Maßnahme im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gekündigt werden oder sonstige Nachteile erleiden, ohne daß dies aus betrieblichen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist,

4. der betroffene Arbeitnehmer durch die personelle Maßnahme benachteiligt wird, ohne daß dies aus betrieblichen oder in der Person des Arbeitnehmers liegenden Gründen gerechtfertigt ist,

5. eine nach § 93 erforderliche Ausschreibung im Betrieb unterblieben ist oder

6. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß der für die personelle Maßnahme in Aussicht genommene Bewerber oder Arbeitnehmer den Betriebsfrieden durch gesetzwidriges Verhalten oder durch grobe Verletzung der in § 75 Abs. 1 enthaltenen Grundsätze stören werde.

(3) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so hat er dies unter Angabe von Gründen innerhalb einer Woche nach Unterrichtung durch den Arbeitgeber diesem schriftlich mitzuteilen. Teilt der Betriebsrat dem Arbeitgeber die Verweigerung seiner Zustimmung nicht innerhalb der Frist schriftlich mit, so gilt die Zustimmung als erteilt.

(4) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so kann der Arbeitgeber beim Arbeitsgericht beantragen, die Zustimmung zu ersetzen.
§ 99 Umfang der Mitbestimmung und Verfahren
(1)
Der Betriebsrat bestimmt unabhängig von dem Rechtsverhältnis, das der betrieblichen Tätigkeit zugrundeliegt, bei jeder personellen Maßnahme mit, insbesondere bei Einstellung einschließlich Eingliederung, Eingruppierung, Umgruppierung, Versetzung und Umsetzung.


(2)
Das Mitbestimmungsrecht erstreckt sich auch auf die Befristung von Arbeitsverhältnissen und auf deren Fortsetzung nach Fristablauf.


(3)
Der Mitbestimmung unterliegen ebenfalls sonstige Abreden und Maßnahmen, auch wenn diese den einzelnen Arbeitnehmer betreffen, soweit dadurch die Interessen der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beeinträchtigt werden können, ohne daß dies aus betrieblichen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist.


(4)
Absatz 2 und 3 gelten entsprechend für die Ausbildungsverhältnisse.


(5)
Arbeitgeber und Betriebsrat haben auch bei personellen Maßnahmen den Gleichbehandlungsgrundsatz einschließlich des Frauenförderungsgrundsatzes zu beachten.


(6)
Der Betriebsrat bestimmt bei der Bestellung und Abberufung von Datenschutzbeauftragten, Betriebsärzten, Fachkräften für Arbeitssicherheit, Betriebsbeauftragten für Umweltschutz und Ausbildern mit. Absätze 1 bis 3 bleiben unberührt. Der Betriebsrat ist von den ihnen erteilten Weisungen zu unterrichten, soweit dadurch Belange berührt werden, die zu den Aufgaben des Betriebsrats gehören; bei der Behandlung wesentlicher Angelegenheiten mit dem Arbeitgeber hat dieser den Betriebsrat hinzuzuziehen.


(7)
Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat vor jeder Maßnahme nach den Absätzen 1 bis 3 und 6 zu unterrichten, ihm die erforderlichen Unterlagen, insbesondere den vorgesehenen Arbeitsvertrag zur Verfügung zu stellen sowie Auskunft über die Person der Beteiligten und über die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen zu erteilen. Der Betriebsrat ist zu allen Gesprächen mit Bewerbern einzuladen.


(8)
Versetzung im Sinne dieses Gesetzes ist die vorübergehende oder ständige Zuweisung eines anderen Arbeitsbereichs. Der Arbeitsbereich wird durch den Inhalt der geschuldeten Arbeit sowie die Einordnung in den Betrieb in räumlicher, technischer und organisatorischer Hinsicht bestimmt. Als Versetzung gilt auch die Änderung der Arbeitszeit dem Umfang, der zeitlichen Lage oder dem System nach. Werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach der Eigenart ihres Arbeitsverhältnisses üblicherweise nicht ständig in einem bestimmten Arbeitsbereich beschäftigt, können Betriebsrat und Arbeitgeber vereinbaren, daß die Bestimmung des jeweiligen Arbeitsbereichs nicht als Versetzung gilt.


(9)
Soll eine Versetzung in einen anderen Betrieb erfolgen, hat der Betriebsrat sowohl des abgebenden als auch des aufzunehmenden Betriebs mitzubestimmen.


(10)
Umsetzung ist die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes innerhalb desselben Arbeitsbereichs, sofern sie sich auf mehr als drei Arbeitstage erstreckt.


(11)
Der Betriebsrat hat seine Entscheidung dem Arbeitgeber innerhalb einer Woche nach Unterrichtung schriftlich mitzuteilen. Betriebsrat und Arbeitgeber können die Frist einvernehmlich verlängern. Teilt der Betriebsrat dem Arbeitgeber seine Entscheidung nicht innerhalb der Frist mit, gilt die Zustimmung als erteilt.


(12)
Der Betriebsrat kann unter Beachtung der Personalplanung sowie gesetzlicher und tariflicher Vorschriften vom Arbeitgeber personelle Einzelmaßnahmen verlangten. Stimmt der Arbeitgeber dem Verlangen des Betriebsrats nicht innerhalb von zwei Wochen zu, kann der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.


Die Norm ist etwas unglücklich formuliert. Ziel ist es wohl an Stelle des bisherigen Zustimmungsersetzungsverfahrens nach § 99 Abs. 4 die volle Mitbestimmung und für Streitigkeiten die Einigungsstelle einzusetzen.

Hier werden Rechtsfragen auf die Einigungsstelle übertragen. Die Begründung verweist auf die Mitbestimmung nach § 87. Hier handelt es sich jedoch um Regelungsfragen.

Es stellt sich die Frage, ob Rechtsfragen z. B. über die richtige Eingruppierung tatsächlich auf die Einigungsstelle übertragen werden sollen.





§ 100 Vorläufige personelle Maßnahmen

(1) Der Arbeitgeber kann, wenn dies aus sachlichen Gründen dringend erforderlich ist, die personelle Maßnahme im Sinne des § 99 Abs. 1 Satz 1 vorläufig durchführen, bevor der Betriebsrat sich geäußert oder wenn er die Zustimmung verweigert hat. Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über die Sach- und Rechtslage aufzuklären.

(2) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat unverzüglich von der vorläufigen personellen Maßnahme zu unterrichten. Bestreitet der Betriebsrat, daß die Maßnahme aus sachlichen Gründen dringend erforderlich ist, so hat er dies dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. In diesem Fall darf der Arbeitgeber die vorläufige personelle Maßnahme nur aufrechterhalten, wenn er innerhalb von drei Tagen beim Arbeitsgericht die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats und die Feststellung beantragt, daß die Maßnahme aus sachlichen Gründen dringend erforderlich war.

(3) Lehnt das Gericht durch rechtskräftige Entscheidung die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats ab oder stellt es rechtskräftig fest, daß offensichtlich die Maßnahme aus sachlichen Gründen nicht dringend erforderlich war, so endet die vorläufige personelle Maßnahme mit Ablauf von zwei Wochen nach Rechtskraft der Entscheidung. Von diesem Zeitpunkt an darf die personelle Maßnahme nicht aufrechterhalten werden.
§ 100 Vorläufige Umsetzungen

(1) Umsetzungen nach § 99 Abs.10, die aus dringenden betrieblichen Gründen vorgenommen werden müssen, kann der Arbeitgeber vorläufig durchführen, auch bevor die Zustimmung des Betriebsrats erteilt worden ist.


(2)
Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat unverzüglich zu unterrichten. Bestreitet der Betriebsrat, daß die vorläufige Umsetzung dringend erforderlich ist, hat er dies dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. In diesem Fall darf der Arbeitgeber die vorläufige Umsetzung nur aufrecht erhalten, wenn er unverzüglich bei der Einigungsstelle die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats und die Feststellung beantragt, daß die vorläufige Umsetzung aus betrieblichen Gründen dringend erforderlich war.


Lehnt die Einigungsstelle die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats ab oder stellt sie fest, daß die vorläufige Umsetzung nicht dringend erforderlich ist, endet die Maßnahme mit Zugang des Spruchs der Einigungsstelle. 
Hier erscheint die Einigungsstelle eine sinnvolle Ergänzung zu sein, da ihre Prüfungskompetenz nach Abs. 2 darauf beschränkt ist, die Dringlichkeit der Maßnahme zu prüfen.

Außerdem wird zu Recht angenommen, daß das Einigungsstellenverfahren schneller ist.





§ 101 Zwangsgeld

Führt der Arbeitgeber eine personelle Maßnahme im Sinne des § 99 Abs. 1 Satz 1 ohne Zustimmung des Betriebsrats durch oder hält er eine vorläufige personelle Maßnahme entgegen § 100 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 aufrecht, so kann der Betriebsrat beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, die personelle Maßnahme aufzuheben. Hebt der Arbeitgeber entgegen einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung die personelle Maßnahme nicht auf, so ist auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht zu erkennen, daß der Arbeitgeber zur Aufhebung der Maßnahme durch Zwangsgeld anzuhalten sei. Das Höchstmaß des Zwangsgeldes beträgt für jeden Tag der Zuwiderhandlung 500 Deutsche Mark.
§ 101 Zwangsgeld

Führt der Arbeitgeber eine personelle Maßnahme im Sinne des § 99 Abs. 1 bis 3 und 6 ohne Zustimmung des Betriebsrats durch oder hält er eine vorläufige Umsetzung entgegen § 100 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 aufrecht, kann der Betriebsrat beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, die personelle Maßnahme aufzuheben, bei Eingruppierung oder Umgruppierung das Verfahren nach § 100 neu einzuleiten. Handelt der Arbeitgeber der Entscheidung des Arbeitsgerichts zuwider, ist auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht zu erkennen, daß der Arbeitgeber zur Befolgung der Entscheidung durch Zwangsgeld anzuhalten sei. 


Das Höchstmaß des Zwangsgeldes beträgt für jeden Tag der Zuwiderhandlung 1000 Deutsche Mark.
Auch hier wäre daran zu denken, das gerichtliche Verfahren als beschleunigtes Verfahren auszugestalten.







§ 102: uneingeschränkt zu begrüßen





§ 103 Außerordentliche Kündigung in besonderen Fällen

(1) Die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung und des Seebetriebsrats, des Wahlvorstands sowie von Wahlbewerbern bedarf der Zustimmung des Betriebsrats.

(2) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so kann das Arbeitsgericht sie auf Antrag des Arbeitgebers ersetzen, wenn die außerordentliche Kündigung unter Berücksichtigung aller Umstände gerechtfertigt ist. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht ist der betroffene Arbeitnehmer Beteiligter.
§ 103 Außerordentliche Kündigung in besonderen Fällen

(1)
Die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats einschließlich der, sei es auch vorübergehend, nach § 25 nachgerückten Ersatzmitglieder, auch wenn ihre Nachrückung bereits beendet ist, bedarf der Zustimmung des Betriebsrats. Satz 1 gilt entsprechend für Mitglieder einer nach § 3 gebildeten Vertretung, sowie für Mitglieder des Wahlvorstands, Wahlbewerber und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in sonstiger Weise bei der Vorbereitung, Einleitung und Durchführung der Betriebsratswahl tätig werden, für die Dauer von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses.


(2)
Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, kann das Arbeitsgericht sie auf Antrag des Arbeitgebers ersetzen, wenn die außerordentliche Kündigung unter Berücksichtigung aller Umstände gerechtfertigt ist. Dabei hat das Arbeitsgericht besonders die Organstellung und die Funktionsfähigkeit des Organs zu würdigen. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht ist die betroffene Arbeitnehmerin, der betroffene Arbeitnehmer Beteiligte.


(3)
Besteht im Betrieb kein Betriebsrat und will der Arbeitgeber einen in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer kündigen, hat er dazu die Zustimmung des Arbeitsgerichts einzuholen. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht ist die betroffene Arbeitnehmerin, der betroffene Arbeitnehmer Beteiligter.


(4)
Hat das Arbeitsgericht die Zustimmung zur Kündigung ersetzt und kündigt der Arbeitgeber, kann die betroffene Arbeitnehmerin, der betroffene Arbeitnehmer Kündigungsschutzklage erheben. Bis zur Rechtskraft der Entscheidung ist der Arbeitnehmer zu unveränderten Arbeitsbedingungen weiterzubeschäftigen. § 14 Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß im Falle der Entbindung von der Pflicht zur Weiterbeschäftigung die Amtsausübung nicht behindert werden darf.
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses sollten aufgenommen werden. (Hier schlägt der DGB vor, die Aufgaben des Wirtschaftsausschusses mit neuer Ausgestaltung dem Betriebsrat zu übertragen. Dieser Hinweis ist daher als Merkposten zu verstehen für den Fall, daß es bei einem Wirtschaftsausschuß bleibt). 

Außerdem stellt sich das Problem für befristet beschäftigte Amtsträger immer häufiger. Hier sollte, wie in § 78 a BetrVG, ein Entfristungsanspruch formuliert werden: 

"§ 103a Schutz befristet Beschäftigter in besonderen Fällen
(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, eine/n befristet Beschäftigte/n, der/die Mitglied des Betriebsrats, des Wirtschaftsausschuß, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats einschließlich der sei es auch vorübergehend, nach § 25 nachgerückten Ersatzmitglieder, auch wenn ihre Nachrückung bereits beendet ist, oder ein Mitglied einer nach § 3 gebildeten Vertretung, ein Mitglied des Wahlvorstands, eine/n Wahlbewerber und eine Arbeitnehmerin oder einen Arbeitnehmer, die/der in sonstiger Weise bei der Vorbereitung, Einleitung und Durchführung der Betriebsratswahl tätig wird nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so hat er dies drei Monate vor Beendigung des Arbeitsvertrags schriftlich mitzuteilen.

(2) Verlangt ein/e in Absatz 1 genannter Beschäftigte/r innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des befristeten Arbeitsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung, so gilt zwischen Beschäftigte/r/n und Arbeitgeber im Anschluß an den befristeten Arbeitsvertrag ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. Auf dieses Arbeitsverhältnis ist insbesondere § 37 Abs. 4 und 5 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das befristete Arbeitsverhältnis vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Mitgliedschaft in dem Betriebsrat, dem Wirtschaftsausschuß, dem Wahlvorstand, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung oder des Seebetriebsrats endet oder, wenn das befristete Arbeitsverhältnis innerhalb eines Jahres nach der Wahlbewerbung oder nach sonstiger Mitarbeit bei der Vorbereitung, Einleitung und Durchführung der Betriebsratswahl i.S.d. Abs. 1 endet.
(4) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des befristeten Arbeitsvertrages beim Arbeitsgericht beantragen,

1.) festzustellen, daß ein Arbeitsverhältnis nach Absatz 2 oder 3 nicht begründet wird, oder

2.) das bereits nach Absatz 2 und 3 begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen, 

wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht sind der Betriebsrat, die Bordvertretung, der Seebetriebsrat, bei Mitgliedern der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder des Wahlvorstands auch diese Beteiligte.

(5) Die Absätze 2 bis 4 finden unabhängig davon Anwendung, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen ist."







§§ 104, 105: keine Bedenken

§§ 106, 108, 109, 110: sinnvoll





§ 111 Betriebsänderungen

Der Unternehmer hat in Betrieben mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern den Betriebsrat über geplante Betriebsänderungen, die wesentliche Nachteile für die Belegschaft oder erhebliche Teile der Belegschaft zur Folge haben können, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und die geplanten Betriebsänderungen mit dem Betriebsrat zu beraten. Als Betriebsänderungen im Sinne des Satzes 1 gelten

1. Einschränkung und Stillegung des ganzen Betriebs oder von wesentlichen Betriebsteilen,

2. Verlegung des ganzen Betriebs oder von wesentlichen Betriebsteilen,

3. Zusammenschluß mit anderen Betrieben oder die Spaltung von Betrieben,

4. grundlegende Änderungen der Betriebsorganisation, des Betriebszwecks oder der Betriebsanlagen,

5. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren.
§ 111 Betriebsänderungen

Der Unternehmer hat den Betriebsrat über geplante Betriebsveränderungen, die Nachteile für die Belegschaft, Teile der Belegschaft oder einzelne Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Folge haben können, zu unterrichten und die geplanten Betriebsänderungen mit dem Betriebsrat zu beraten. Dabei hat der Unternehmer auch die personellen, arbeitsmäßigen und sozialen Auswirkungen der von ihm geplanten Maßnahmen darzulegen. Als Betriebsänderungen im Sinne des Satzes 1 gelten insbesondere, auch wenn sie mit einem Wechsel des Betriebsinhabers verbunden sind.

1. Einschränkung und Stillegung des ganzen Betriebs oder von Betriebsteilen;


2. Verlegung des ganzen Betriebs oder von Betriebsteilen sowie Auslagerung von Arbeit aus dem Betrieb.


3. Zusammenschluß mit anderen Betrieben oder Unternehmen oder deren Teilung sowie die Verbindung mit anderen Betrieben oder Unternehmen durch Informations- und Kommunikationsnetze oder die Spaltung von Betrieben oder Betriebsteilen.


4. Änderungen der Betriebsorganisation, des Betriebszwecks oder der Betriebsanlagen;


5. Einführung neuer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren;


6. Rationalisierungsmaßnahmen und –systeme, auch wenn diese schritt- oder versuchsweise eingeführt werden sollen.
In dem Zusammenhang wäre auch über die Frage der Betriebsveräußerung, also den Inhaberwechsel der nicht mit einer Betriebsänderung verbunden ist, nachzudenken. Z. B. hat im Fall Möbel Unger die Übertragung auf finanzschwache Arbeitgeber den Arbeitsplatzverlust kausal eingeleitet.







§§ 111 a - 118 b: mögliche Änderungen





§ 119 Straftaten gegen Betriebsverfassungsorgane und ihre Mitglieder

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. eine Wahl des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats oder der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten Vertretungen der Arbeitnehmer behindert oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflußt,

2. die Tätigkeit des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamt- Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten Vertretungen der Arbeitnehmer, der Einigungsstelle, der in § 76 Abs. 8 bezeichneten tariflichen Schlichtungsstelle, der in § 86 bezeichneten betrieblichen Beschwerdestelle oder des Wirtschaftsausschusses behindert oder stört oder

3. ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten Vertretungen der Arbeitnehmer, der Einigungsstelle, der in § 76 Abs. 8 bezeichneten Schlichtungsstelle, der in § 86 bezeichneten betrieblichen Beschwerdestelle oder des Wirtschaftsausschusses um seiner Tätigkeit willen benachteiligt oder begünstigt.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, des Wahlvorstands, des Unternehmers oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft verfolgt.
§ 119 Straftaten gegen Betriebsverfassungsorgane und ihre Mitglieder

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr wird bestraft, wer vorsätzlich, mit Geldstrafe wird bestraft, wer fahrlässig

1. die Wahl des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats oder der aufgrund eines Tarifvertrags gemäß § 3 gebildeten Vertretung behindert oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflußt;


2. die Tätigkeit des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der aufgrund eines Tarifvertrags gemäß § 3 gebildeten Vertretung, der Einigungsstelle, der in § 76 Abs. 6 bezeichneten tariflichen Schlichtungsstelle behindert oder stört.


3. Ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der aufgrund eines Tarifvertrags gemäß § 3 gebildeten Vertretung, der Einigungsstelle, der in § 76 Abs. 6 bezeichneten Schlichtungsstelle oder der in § 86 bezeichneten betrieblichen Beschwerdestelle um seiner Tätigkeit willen benachteiligt oder begünstigt.


(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der aufgrund eines Tarifvertrags gemäß § 3 gebildeten Vertretung des Arbeitgebers oder der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft verfolgt.
Die Höchststrafe von einem Jahr erscheint gerade bei Wiederholungstätern nicht geeignet. Auch wenn die abschreckende Wirkung von Strafhöhen in der Regel zweifelhaft ist, erscheint es in Unternehmen, in denen „Geld keine Rolle spielt" als außerordentlich sinnvoll, wenn der Justiz die Möglichkeit von höheren Strafen eingeräumt wird.

Die Differenzierung zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit erscheint hier nicht ausreichend. Die Ausgestaltung als Antragsdelikt führt in der Praxis dazu, daß Betriebsräte unter erheblichen Druck gesetzt werden und die Behinderung des Betriebsrats häufig erst neue Dimensionen annimmt, wenn der Antrag einmal gestellt ist.

Die Ausgestaltung der Ziff. 3 als Erfolgsdelikt erscheint nicht sachgerecht.

Daher wäre zu überlegen, ob das Delikt auf Anzeige von Amts wegen verfolgt wird, also, daß nach Anzeigeerstattung eine Rücknahme der Anzeige nicht mehr wirksam möglich ist und der Betriebsrat hierzu auch nicht genötigt werden kann, bzw. Begehrlichkeiten, auf die Zusammensetzung des Betriebsrats Einfluß zu nehmen, für den Arbeitgeber in derartigen Konfliktfällen vermieden werden können.







§§ 120, 121: sinnvolle Verbesserungen





§ 15 Unzulässigkeit der Kündigung

(1) Die Kündigung eines Mitglieds eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung, einer Bordvertretung oder eines Seebetriebsrats ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach § 103 des Betriebsverfassungsgesetzes erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch gerichtliche Entscheidung ersetzt ist.  Nach Beendigung der Amtszeit ist die Kündigung eines Mitgliedes eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung oder eines Seebetriebsrats innerhalb eines Jahres, die Kündigung eines Mitglieds einer Bordvertretung innerhalb von sechs Monaten, jeweils vom Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht.

(2) Die Kündigung eines Mitglieds einer Personalvertretung, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung oder einer Jugendvertretung ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach dem Personalvertretungsrecht erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Nach Beendigung der Amtszeit der in Satz 1 genannten Personen ist ihre Kündigung innerhalb eines Jahres, vom Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht.

(3)  Die Kündigung eines Mitglieds eines Wahlvorstands ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines Wahlbewerbers vom Zeitpunkt der Aufstellung des Wahlvorschlags an, jeweils bis zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach § 103 des Betriebsverfassungsgesetzes oder nach dem Personalvertretungsrecht erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch eine gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist die Kündigung unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht für Mitglieder des Wahlvorstands, wenn dieser durch gerichtliche Entscheidung durch einen anderen Wahlvorstand ersetzt worden ist.

(4) Wird der Betrieb stillgelegt, so ist die Kündigung der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Personen frühestens zum Zeitpunkt der Stillegung zulässig, es sei denn, daß ihre Kündigung zu einem früheren Zeitpunkt durch zwingende betriebliche Erfordernisse bedingt ist.

(5)  Wird eine der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Personen in einer Betriebsabteilung beschäftigt, die stillgelegt wird, so ist sie in eine andere Betriebsabteilung zu übernehmen.  Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich, so findet auf ihre Kündigung die Vorschrift des Absatzes 4 über die Kündigung bei Stillegung des Betriebs sinngemäß Anwendung. 
§ 124 Änderung des Kündigungsschutzgesetzes

(...)

3. § 15 Abs. 1 wird geändert

"Die Kündigung eines Mitglieds oder eines, sei es auch vorübergehend, nach § 25 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes nachgerückten Ersatzmitglieds eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung, einer Bordvertretung, eines Seebetriebsrats oder einer aufgrund eines Tarifvertrages nach § 3 des Betriebsverfassungsgesetzes gebildeten Vertretung sowie eines in § 103 Abs. 1 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten Arbeitnehmers ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach § 103 des Betriebsverfassungsgesetzes erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Nach Beendigung der Amtszeit ist die Kündigung eines Mitglieds oder eines, sei es auch vorübergehend, nach § 25 Abs.2 des Betriebsverfassungsgesetzes nachgerückten Ersatzmitglieds eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung, eines Seebetriebsrats oder einer aufgrund eines Tarifvertrages nach § 3 des Betriebsverfassungsgesetzes gebildeten Vertretung innerhalb eines Jahres, die Kündigung eines Mitglieds oder eines, sei es auch vorübergehend, nach § 25 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes nachgerückten Ersatzmitglieds einer Bordvertretung innerhalb von sechs Monaten, jeweils vom Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht."

4. § 15 Abs. 3 wird geändert

"Die Kündigung eines Mitglieds eines Wahlvorstands ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines Wahlbewerbers vom Zeitpunkt der Aufstellung des Wahlvorschlags an, die Kündigung von Arbeitnehmern, die in sonstiger Weise bei der Vorbereitung, Einleitung und Durchführung der Betriebsratswahl tätig werden, vom Zeitpunkt dieser Tätigkeit an, jeweils bis zu einem halben Jahr nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses an unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach § 103 des Betriebsverfassungsgesetzes erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch eine gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Innerhalb weiterer sechs Monate ist die Kündigung unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht für Mitglieder des Wahlvorstands, wenn dieser durch gerichtliche Entscheidung durch einen anderen Wahlvorstand ersetzt worden ist."
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses sollten aufgenommen werden. (Hier schlägt der DGB vor, die Aufgaben des Wirtschaftsausschusses mit neuer Ausgestaltung dem Betriebsrat zu übertragen. Dieser Hinweis ist daher als Merkposten zu verstehen für den Fall, daß es bei einem Wirtschaftsausschuß bleibt).

Die Änderung des § 15 KSchG muß auch dahingehend erfolgen, daß die in dem derzeitigen Gesetzestext und in dem DGB-Entwurf enthaltene Bestimmung:

"dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht"

ersatzlos wegfällt. Die Mitgliedschaft in einem Betriebsverfassungsorgan endet auch und am häufigsten aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung, wenn die Betriebsratswahl erfolgreich angefochten wird.

Eine Betriebsratswahl kann wirksam angefochten werden, wenn Ursache des Fehlers die Verletzung der Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers bei der Aufstellung einer Wählerliste ist.

Führt ein Wahlanfechtungsverfahren wegen eines Fehlers des Wahlvorstands zu einer Unwirksamkeitserklärung durch das Gericht, entfällt nach dem derzeitigen Gesetzestext und nach dem DGB-Entwurf der nachwirkende Kündigungsschutz. Auch Wahlvorstandswahlen und andere Wahlen nach dem BetrVG können anfechtbar sein, die Rechtsfolge kann damit auch für weitere Mandatsträger eingreifen. 

Wenn in einem Wahlanfechtungsverfahren erst in letzter Instanz ein Anfechtungsgrund angenommen wird, muß der nachwirkende Kündigungsschutz bestehen, weil die innerbetriebliche Situation durch den Rechtsstreit erheblich belastet ist und Arbeitgeber in der Regel die Betriebsratswahlen anfechten, weil ihnen das Wahlergebnis nicht gefällt.

Gerade in solchen Fällen bedürfen die Mitglieder des Betriebsrats oder anderer Vertretungen des besonderen Schutzes des § 15 KSchG.

Die hier gerügte Regelung übt zusätzlichen Druck auf Betriebsratsmitglieder aus, die im Wahlanfechtungsverfahren maßgebliche Rechtsfrage nicht entscheiden zu lassen, sondern u.a. wegen des Wegfalls des Kündigungsschutzes auch bei überwiegend guten Prozeßaussichten einer gerichtlichen Entscheidung aus dem Weg zu gehen und höchst vorsorglich Neuwahlen einzuleiten.

Damit schützt § 15 KSchG bei bestimmten Konstellationen nicht die Wahlentscheidung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern setzt deren Entscheidung unter zusätzlichen Druck. Das kann nicht gewollt sein.
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